
 

 

STELLUNGNAHME DER BUNDESARCHITEKTENKAMMER  
ZU DEM VON DER BUNDESREGIERUNG BESCHLOSSENEN 
ENTWURF EINES GESETZES ZUR MODERNISIERUNG DES STÄDTEBAU- UND 
RAUMORDNUNGSRECHTS (BT-DRS. 21/6588) 

Die Bundesarchitektenkammer (BAK) ist ein Zusammenschluss der 
16 Länderarchitektenkammern in Deutschland. Sie vertritt die Interessen der rund 
142.000 Architektinnen, Innenarchitekten, Landschaftsarchitektinnen und 
Stadtplanern gegenüber Politik und Öffentlichkeit auf nationaler und internationaler 
Ebene. Die BAK ist im Lobbyregister unter der Registernummer R002429 als 
registrierte Interessenvertreterin eingetragen. Sie und ihre Beschäftigten sind an die 
Grundsätze und Verhaltensregeln des Kodex von Bundesregierung und Bundestag 
gebunden. 

Vorbemerkung 
 
Wir begrüßen ein modernes Städtebau- und Raumordnungsrecht, das schnelle und 
vereinfachte Verfahren ermöglicht. Der Mangel an bezahlbaren Wohnungen erreicht 
längst auch Klein- und Mittelstädte. Planungsämter stehen unter Druck.  

Leider reichen die in dem Regierungsentwurf benannten Zukunftsaufgaben der 
Stadtentwicklung noch nicht aus, damit ein schnelles und vereinfachtes Städtebau- 
und Raumordnungsrecht auch gemeinwohlorientiert und nachhaltig ist. Wir bitten die 
Gesetzgebung deshalb, neben den Maßnahmen zur Beschleunigung und 
Vereinfachung auch Maßnahmen zu treffen, mit denen  

• die Stadtplanung integriert und zukunftsfähig gedacht wird, 
• die Qualität der Bauleitplanung durch Mitwirkung gesichert wird, 
• eine gemeinwohlorientierte Bau- und Bodenwende gelingt und  
• die Raumordnung gestärkt wird.  

Wir nehmen nachfolgend zu den ausgewählten Themen Stellung und verweisen im 
Übrigen auf unsere Stellungnahme vom 29.4.2026, die wir im Rahmen der Länder- 
und Verbändeanhörung zu dem Referentenentwurf vom 1.4.2026 abgegeben haben. 

Stellungnahme 

Zu Artikel 1 (Änderung des Baugesetzbuchs) 

Zu Nummer 2 (§ 1 BauGB) 

Zu Buchstabe d 

Der Regierungsentwurf ordnet für Wohnbebauung in Gebieten mit einem 
angespannten Wohnungsmarkt gesetzlich ein überragendes öffentliches Interesse 
an. Der noch in dem Referentenentwurf vorausgesetzte Bebauungsplan, der im 
Aufstellungsbeschluss als Bebauungsplan zur Deckung eines dringenden 
Wohnbedarfs bezeichnet wird, wird laut Regierungsentwurf nicht mehr verlangt. 
Während das überragende öffentliche Interesse im Referentenentwurf „vorgesehen“ 
wurde, wird es im Regierungsentwurf sogar „gesetzlich angeordnet“.  

Die hierdurch gesetzliche Vorgabe zur höheren Gewichtung des Belanges 
Wohnungsversorgung ohne weitere Voraussetzungen ist im Sinne der 
Bodenordnung und im Sinne einer gerechten Abwägung nicht zielführend. Hierzu 
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wird vorgeschlagen, das (durch Landesverordnung regelmäßig zu prüfende und zu 
befristende) Vorliegen eines angespannten Wohnungsmarktes zur Voraussetzung zu 
machen und gleichzeitig die Anwendung einer höheren Gewichtung auch mit einer 
flächensparenden und sozial bezahlbaren Wohnungsversorgung zu koppeln. Damit 
ist gemeint, dass keine reinen Einzel- und Doppelhausgebiete unter diese 
Regelungen fallen können. Um tatsächlich einen Effekt für mehr bezahlbaren 
Wohnungsbau zu erreichen, kann hier seitens des Bundes auch außerhalb der 
Regelungen des Baugesetzbuches durch entsprechend zielgerichteten Einsatz von 
Fördermitteln mehr erreicht werden als durch eine gesetzliche Anordnung. Um zu 
verhindern, dass der Neubau durch das gesetzliche überragende öffentliche 
Interesse am Wohnungsbau die anderen Belange verdrängt, sollte die 
Vorrangstellung für Wohnungsbau nur dann gelten, wenn gleichzeitig ein 
qualifizierter Freiflächen- und Mobilitätsnachweis (analog zu einem 
Grünordnungsplan in der Vorphase) erbracht wird. Ebenso sollte die sozial gerechte 
Verteilung bezahlbaren Wohnraums eine Voraussetzung für das gesetzliche 
überragende öffentliche Interesse sein.  

Zu Nummer 5 (§§ 2a, 3 und 4 BauGB) 

Zu § 3: 

Das Beteiligungsverfahren nach dem bisherigen § 3 Abs. 1 BauGB wurde nicht 
gestrichen. Da eine Beteiligung vor dem Vorliegen des Entwurfs des Bauleitplans 
nach § 3 Abs. 3 BauGB (neu) fakultativ weiterhin möglich bleibt, kann diese 
Neuregelung mitgetragen werden. Es besteht die Möglichkeit, die Öffentlichkeit 
zusätzlich zur Beteiligung an dem Entwurf des Bauleitplans auch über die 
allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, über die sich wesentlich 
unterscheidenden Lösungen, die für die Neugestaltung oder Entwicklung eines 
Gebiets in Betracht kommen und über die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung zu informieren und der Öffentlichkeit Gelegenheit zur Äußerung und 
Erörterung zu geben. Eine frühzeitig ausgestaltete demokratische Mitwirkung wird 
somit aufrechterhalten und gefestigt. Wir halten es für gut, dass § 3 Abs. 1 BauGB 
(neu) in seiner Formulierung gegenüber dem Referentenentwurf neu gefasst wurde, 
da die Weiterverwendung der Terminologie „frühzeitige Beteiligung“ zu 
Missverständnissen in der Praxis führen würde. 

Wir bitten die Gesetzgebung, den Wortlaut von § 3 Absatz 1 Satz 1 
Halbsatz 2 BauGB (neu) so anzupassen, dass Rechtsunsicherheiten vermieden 
werden. Vor allem zur Vereinfachung und Beschleunigung der Bauleitplanung sollte 
sich die Frage, ob ein „wichtiger Grund“ für die Verlängerung der 
Veröffentlichungsfrist vorliegt, möglichst schon auf Grundlage des Gesetzes ohne 
weiteres beantworten lassen und nicht erst auf Grundlage späterer Rechtsprechung. 
Zumindest sollten „insbesondere“-Beispiele genannt werden. 

Die Einführung einer Präklusionsregelung in § 3 Absatz 1 Nr. 3 BauGB (neu) für 
nicht UVP-pflichtige Bebauungspläne wird begrüßt. 

Zu Nummer 7 (§ 4b BauGB) 

Wir bitten, im weiteren Gesetzgebungsverfahren § 4b Absatz 1 BauGB dahingehend 
zu ergänzen, dass die Gemeinden die genannten Verfahrensschritte nur bestimmten 
dritten Personen übertragen dürfen. Dafür schlagen wir diese Formulierung vor 
(Änderungen kursiv): 

„1Die Gemeinde kann insbesondere zur Beschleunigung des 
Bauleitplanverfahrens die Vorbereitung und Erarbeitung von Bauleitplänen und 
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städtebaulichen Satzungen einschließlich der hierfür erforderlichen 
städtebaulichen Voruntersuchungen sowie die Vorbereitung und Durchführung 
von Verfahrensschritten nach §§ 2a bis 4a einem fachlich geeigneten Dritten 
übertragen. 2Fachlich geeignet ist, wer die Berufsbezeichnung „Stadtplaner“ oder 
„Stadtplanerin“ führen darf. 3Fachlich geeignet ist auch, wer die 
Berufsbezeichnung „Landschaftsarchitekt“ oder „Landschaftsarchitektin“ führen 
darf und über eine vergleichbare Berufsqualifikation verfügt. 4Sie Die Gemeinde 
kann einem Dritten auch die Durchführung einer Mediation oder eines anderen 
Verfahrens der außergerichtlichen Konfliktbeilegung übertragen. 

Der Vorschlag ist aufgrund vernünftiger Erwägungen des Gemeinwohls zweckmäßig. 

Eine fachgerechte, ausgewogene und rechtskonforme, an den Belangen des 
Gemeinwohls orientierte Bearbeitung der in § 4b Absatz 1 BauGB genannten 
Verfahrensschritte setzt ein komplexes Analysevermögen und ein breit gefächertes 
interdisziplinäres Fachwissen aller maßgebenden Aspekte der Städtebaus, des 
Planungsrechts, der Gebäudetypologie, der Soziologie, der Demographie, der 
Ökologie, der Landschaftsplanung und des Naturschutzes, der Klimagerechtigkeit, 
der Ökonomie und der verkehrlichen und sonstigen infrastrukturellen Belange 
voraus, sowie die Fähigkeit, aus vielen Einzelanalysen den richtigen 
Querschnittsbezug herzustellen und die sich hieraus ergebenden Konsequenzen in 
Form von Planwerken und Texten umzusetzen. Diese Kenntnisse werden 
umfassend und in ihrer Komplexität in den Studienrichtungen der Stadtplanung und 
Landschaftsarchitektur vermittelt. Personen, die die Berufsbezeichnung „Stadtplaner“ 
oder „Stadtplanerin“ „Landschaftsarchitekt“ oder „Landschaftsarchitektin“ führen 
dürfen und über eine vergleichbare Berufsqualifikation verfügen, können der 
Bedeutung der Stadtplanung für die Gesellschaft entsprechen. 

Zu Nummern 27 ff (§§ 24 ff BauGB)  

Wir begrüßen, dass Vorkaufsrechte und damit die Gemeinwohlorientierung gestärkt 
werden. Gerade durch das Vorkaufsrecht bei Schrottimmobilien kann deren Umfeld 
städtebaulich und sozial verbessert werden. Es ist erfreulich, wenn hier nun 
Vollzugsprobleme beseitigt werden.  

Unerfreulich ist leider, dass in dem Vorblatt und in der Begründung des 
Regierungsentwurfs die Aussagen zur Gemeinwohlorientierung gekürzt wurden. Es 
wird nur noch abstrakt von „einer Stärkung der Gemeinwohlorientierung“ 
gesprochen, während der Referentenentwurf den Gesetzeswillen konkret als 
„Stärkung der Gemeinwohlorientierung (z. B. durch Stärkung der Vorkaufsrechte 
durch Erschwerung ihrer Umgehung durch sog. Share Deals)“ dargestellt hat. Wir 
bitten, in der Gesetzesbegründung wieder die konkrete Formulierung aus dem 
Referentenentwurf zu übernehmen. Eine konsequent gemeinwohlorientierte 
Bodenpolitik kann helfen, bezahlbaren Wohnraum zu sichern. Wird die 
Gesetzesbegründung später in der Praxis zur Auslegung des BauGB herangezogen, 
kann es hilfreich sein, wenn sich daraus der Gesetzeswille für die Änderungen zur 
Stärkung der Gemeinwohlorientierung konkret ergibt. Nutzen die Kommunen die 
konkrete Gesetzesbegründung als Arbeitshilfe, kann dies auch eine Vereinfachung 
bewirken und eine konsequent gemeinwohlorientierte Bodenpolitik beschleunigen. 

Zu Nummer 49 (§ 135e BauGB) 

Zu § 135e BauGB fordern wir weiterhin, dass die zukünftige gesetzliche Regelung 
auch Kommunen, deren Siedlungsräume nicht unter die 
Wiederherstellungsverordnung fallen, die Möglichkeit geben muss, 
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Klimaanpassungsmaßnahmen festzusetzten. Dass blaugrüne Infrastrukturen ein 
System bilden, sollte dabei Berücksichtigung finden. Es wäre für kleine Gemeinden 
bundesweit wichtig, um zumindest ausreichend Instrumente für die 
Klimaanpassung in die Hand zu bekommen. 

Zu Artikel 2 (Änderung der Baunutzungsverordnung) 

Zu Nummer 13 (§ 11 BauNVO) 

Im Vergleich zum Referentenentwurf wird in § 11 nach Absatz 3 Satz 4 BauNVO die 
Vermutung einer unschädlichen maßvollen Überschreitung der Geschossfläche, bei 
der die Vorschriften zu großflächigen Einzelhandelsbetrieben greifen, auf 
„Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungsrelevantem Kernsortiment“ erweitert. Der 
Referentenentwurf stellte noch ab auf „Lebensmitteleinzelhandelsbetriebe[…], deren 
Warenangebot im Wesentlichen Lebensmittel oder sonstige Waren zur Deckung des 
täglichen Bedarfs sind“. Die Öffnung des § 11 Absatz 3 BauNVO wird sehr kritisch 
gesehen, da sie eine erleichterte und dann vermehrte Zulassung von großflächigen 
nahversorgungsrelevanten Einzelhandelsbetrieben auch zu Lasten zentraler 
Versorgungsbereiche zur Folge haben dürfte. Wann eine Überschreitung der 
Großflächigkeit noch “maßvoll” ist, dürfte zudem erst im Laufe der Zeit durch 
gerichtliche Überprüfungen geklärt werden. Die vorgesehene Erleichterung der 
Atypik würde eine „Beweislastumkehr“ darstellen mit der Folge, dass erforderliche 
Verträglichkeitsgutachten künftig nicht mehr von den Unternehmen sondern den 
Gemeinden beauftragt und bezahlt werden müssen. Gerade bei der aktuellen 
Zuspitzung der kommunalen Finanzsituation wird dies als höchst problematisch 
angesehen. Wir bitten die Gesetzgebung, den Vorschlag für § 11 nach Absatz 3 
Satz 4 BauNVO im Sinne städtebaulich integrierter Lagen zu überarbeiten.  
 
Zu den weiter vorgesehenen Änderungen in § 11 BauNVO kann die Einbeziehung 
von Wohnraum für Auszubildende und Studierende in Hochschulgebieten 
nachvollzogen und befürwortet werden. Die Notwendigkeit der Ermächtigung zu 
Sondergebieten für Musikclubs sowie experimentelle Mischgebiete, die sich nicht 
wesentlich von den typisierten Baugebieten unterscheiden, kann dagegen nicht 
nachvollzogen werden. 
 
Zu Artikel 4 (Änderung des Raumordnungsgesetzes) 

Nach Nummer 15 (§ 29 ROG) 

Der noch im Referentenentwurf vorgeschlagene § 29 ROG mit einer Sonderregelung 
für den regionalen Wohnraumbedarf ist im Regierungsentwurf leider entfallen. Zwar 
hatten wir in unserer Stellungnahme zum Referentenentwurf kritisiert, dass der 
damalige Vorschlag für § 29 ROG ohne kurzfriste Wirkung sein könnte. Gleichzeitig 
hatten wir aber auch anerkannt, dass der damalige Vorschlag für § 29 ROG 
hinsichtlich wohnungs- und bodenpolitischer Ziele sinnvoll ist. Indem der Vorschlag 
für § 29 ROG im Regierungsentwurf nicht überarbeitet, sondern gestrichen wird, 
verpasst die Gesetzgebung die Chance zur Stärkung der Raumordnung bei einer der 
wichtigsten Herausforderungen der Raumentwicklung. Wir bitten die Gesetzgebung, 
diese Chance mit einem überarbeiteten Vorschlag für § 29 ROG wieder aufzugreifen. 

Berlin, den 9.7.2026 
Bundesarchitektenkammer e. V. 




